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Gemeinnützigkeitsreformgesetz 2023 
 
In einer Welt, in der soziale Verantwortung und 
gemeinnützige Initiativen immer wichtiger wer-
den, spielen die steuerlichen Rahmenbedingun-
gen eine entscheidende Rolle. Das Gemeinnüt-
zigkeitsreformgesetz 2023 stellt eine bedeutende 
Reform im Bereich der Gemeinnützigkeit dar. 
Freiwilligenpauschale 
Um die für die Gesellschaft wichtige Arbeit von eh-
renamtlich Tätigen steuerlich zu unterstützen und in 
diesem Bereich für Rechtssicherheit zu sorgen, ist 
mit dem Freiwilligenpauschale eine ausdrückliche 
gesetzliche Regelung für Zahlungen von gemein-
nützigen Organisationen an ihre Freiwilligen 
geschaffen worden. Von der Steuerbefreiung erfasst 
sind Zahlungen von steuerbefreiten Körperschaften, 
also jene, die der Förderung gemeinnütziger, mildtä-
tiger oder kirchlicher Zwecke dienen. Es sind dabei 
nur Zahlungen als Freiwilligenpauschale steuerfrei, 
die auch freiwillig geleistet werden, die also insbe-
sondere nicht auf Grund eines Dienstverhältnisses 
zustehen. 

Das Pauschale ist begrenzt und beträgt maximal € 
30 pro Kalendertag bzw. € 1.000 pro Kalenderjahr. 
Bei besonderen Tätigkeiten kann das Pauschale 
€ 50 pro Kalendertag bzw. € 3.000 pro Kalender-
jahr betragen. Zu diesen Tätigkeiten zählen Sozial-
dienste (z.B. Gesundheitspflege, Fürsorge), Hilfe-
stellung in Katastrophenfällen (z.B. Hochwasser, 
Erdrutsch) sowie Funktionen als Ausbildner oder 
Übungsleiter (z.B. Tätigkeit als Chorleiter).  

Beispiel: Ein Musikverein zahlt allen Musikern, die 
beim Weihnachtskonzert gespielt haben, € 50 aus. € 
30 davon sind steuerfrei.  

Satzung eines Rechtsträgers 
Die Satzung eines Rechtsträgers muss, um die 
Voraussetzung für eine steuerliche Begünstigung zu 
schaffen, den Erfordernissen der Bundesabga-
benordnung (BAO) entsprechen. Daher führen 
auch bloß formale Satzungsmängel zum Entfall der 
Begünstigung. Die neue Regelung sieht nun vor, 
dass der Rechtsträger aufzufordern ist, die bean-
standeten Satzungsmängel innerhalb von sechs 
Monaten anzupassen. Wird die Satzung daraufhin 
geändert und erfüllt nun die Anforderungen der 
BAO, soll dies auch auf Zeiträume vor der Änderung 
zurückwirken. Dadurch kann die Begünstigung 
schon für frühere Zeiträume in Anspruch genommen 
werden.  

Für Spender wird der bisher bestehende Höchst-
betragsdeckel der abzugsfähigen Zuwendungen 
von € 500.000 ersatzlos gestrichen. Die Decke-
lung der in einem Veranlagungszeitraum abzugsfä-
higen Zuwendungen in Höhe von 10 % des Ge-
winns wird beibehalten. Allerdings wird, um eine 
sofortige höhere Vermögensstockausstattung zu 
gewährleisten, eine Vortragsmöglichkeit eingeführt, 
wenn die Zuwendung in einem Jahr diese 10%-
Grenze übersteigt. Diese Vortragsmöglichkeit soll 
einen Anreiz darstellen, erforderliche Summen in 
einem zuzuwenden (z.B. Grundstücke) und nicht 
aus steuerlichen Gründen auf mehrere Jahre aufzu-
teilen. 
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Senkung des Arbeitslosenversicherungsbeitrages und Erhöhung 
der Dienstgeberabgabe 

 
Das am 21.11.2023 beschlossene Budgetbe-
gleitgesetz 2024 bringt ein Maßnahmenbündel 
zur Stärkung der Unternehmen und Anreize für 
Arbeitgeber. 
Dienstgeberabgabe 
Die Dienstgeberabgabe soll Wettbewerbsvorteile 
von Dienstgebern, die mehrere geringfügige Be-
schäftigte statt vollversicherter Personen beschäfti-
gen, ausgleichen. Die Beschäftigung von mehreren 
geringfügig Beschäftigten soll nicht günstiger sein 
als der Einsatz von vollversicherten Dienstnehmern. 
In der Dienstgeberabgabe wurde aber der Arbeitslo-
senversicherungsbeitrag mit insgesamt 3,05% nicht 
berücksichtigt. Dadurch kam es zu einer Differenz 
zwischen der Dienstgeberabgabe für geringfügig 
Beschäftigte und den regulären Dienstgeberbeiträ-
gen. Diese Differenz wurde nun durch das Budget-
begleitgesetz beseitigt. Die Dienstgeberabgabe 
wird um 3 % erhöht, nämlich von 16,4 % auf 19,4 
%. Diese Mehreinnahmen sollen der Arbeitslosen-
versicherung und dem Insolvenzentgeltfond zu-
kommen.  

Das Gesetz sieht im Gegenzug zur Anhebung der 
Dienstgeberabgabe eine Senkung des Arbeitslo-

senversicherungsbeitrags vor. Dieser Beitrag wird 
um 0,1 Prozentpunkte auf 5,9 % abgesenkt. Für 
Lehrlinge beträgt der Beitrag künftig 2,3 %. Damit 
werden die Lohnnebenkosten gesenkt, was zu einer 
Entlastung des Faktors Arbeit führt. Der Arbeitslo-
senversicherungsbeitrag wird dabei nur für jene 
Dienstnehmer gesenkt, die keine Niedrigverdiener 
sind.  

Förderung von Heizungstausch und thermi-
schen Sanierungen 
Darüber hinaus sieht das Budgetbegleitgesetz die 
Förderung von Heizungstausch und thermischen 
Sanierungen von Gebäuden vor. Der aktuell beste-
hende Förderrahmen 2023 bis 2026 wird um ein 
Jahr auf 2027 verlängert und um ca. € 500 Millionen 
ausgeweitet. Mit diesen Förderungen wird der 
schrittweise Ersatz fossiler Heizanlagen betrieben 
und der Anschluss an Fernwärme ausgebaut.  

Hinweis: Sollten Sie von den neuen Regelungen 
betroffen sein, empfehlen wir die frühzeitige Pla-
nung und umfassende Beratung, da bei Änderungen 
von Pflichtabgaben sowie Förderungen neben sozi-
alversicherungsrechtlichen Fragestellungen immer 
auch steuerrechtliche Probleme zu lösen sind. 

 
 

Verlust aus dem Verkauf von Wertpapieren steuerlich absetzbar? 
 
Das Bundesfinanzgericht (BFG) hat in einer Ent-
scheidung die steuerliche Abzugsfähigkeit eines 
Verlustes aus dem Verkauf von Wertpapieren 
bejaht, welche als Tilgungsträger eines betrieb-
lichen Fremdwährungskredits dienten. 
Der Beschwerdeführer nahm im Jahr 1998 einen 
Fremdwährungskredit in Schweizer Franken auf, um 
damit den Saldo eines bestehenden betrieblichen 
Kontokorrentkredits abzusenken. Um den Kredit zu 
tilgen, wurde unter anderem mit der Bank verein-
bart, dass der Kreditnehmer monatlich Wertpapiere 
anschafft und diese zugunsten der Bank verpfändet. 
Ab 2009 wurden keine Wertpapiere mehr ange-
schafft und verpfändet, weil die Anschaffungskosten 
der Wertpapiere die Höhe des noch offenen 
Fremdwährungskredits erreicht hatten. 

Im Jahr 2012 kam es schlussendlich zur Tilgung des 
Fremdwährungskredits, welche nur durch die Ver-
äußerung der Wertpapiere finanzierbar war. Die 
niedrigen Kurse der Wertpapiere im Verkaufszeit-
punkt führten zu hohen Verlusten, die der Be-
schwerdeführer steuerlich gewinnmindernd ansetz-

te. Die Ausgleichsfähigkeit der Verluste wurde je-
doch vom Finanzamt zunächst zur Hälfte und in 
einer anschließenden Beschwerdevorentscheidung 
zur Gänze verneint. Nach Ansicht des Finanzamts 
lag keine Zuordnung der Wertpapiere zum Betriebs-
vermögen vor, da der dafür erforderliche Nachweis 
eines unmittelbaren Zusammenhangs zwischen den 
Wertpapieren und der Kreditaufnahme nicht er-
bracht werden konnte. 

Entscheidung des BFG 
Der Fremdwährungskredit wurde unzweifelhaft als 
betriebliche Verbindlichkeit beurteilt. Das BFG sah 
die verpfändeten Wertpapiere in diesem Zusam-
menhang als untrennbaren Bestandteil dieses Fi-
nanzierungskonzepts an. Die laufende Anschaffung 
neuer Wertpapiere bis zu jenem Zeitpunkt, ab dem 
die Anschaffungskosten der Wertpapiere die Höhe 
des aushaftenden Fremdwährungskredits erreich-
ten, zeige den Willen der Parteien durch den Kauf 
der Wertpapiere jenes Vermögen zu bilden, das 
schlussendlich für die Rückzahlung heranzuziehen 
sei. Da die Wertpapiere somit objektiv erkennbar 
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dazu bestimmt waren dem Betrieb des Beschwerde-
führers zu dienen und auch tatsächlich bestim-
mungsgemäß zur Rückzahlung der Verbindlichkeit 
verwendet wurden, sah das BFG auch die mit dem 
Verkauf einhergegangenen Verluste als betrieblich 
veranlasst und damit als aufwandswirksam an. Ins-
besondere führte das Gericht an, dass eine außer-
betriebliche Zweckwidmung der Wertpapiere auf-
grund der ab dem Anschaffungszeitpunkt sofort 
vorgenommenen Verpfändung zugunsten der Kre-
ditgeberin gar nicht möglich gewesen wäre. 

 

Fazit 
Die Anschaffung von Wertpapieren mit betrieblichen 
Mitteln ist laut Judikatur des Verwaltungsgerichtsho-
fes für die Zurechnung der Wertpapiere zum Be-
triebsvermögen nicht ausreichend. Auch die Besi-
cherung eines betrieblichen Kredites genügt als 
alleiniges Merkmal nicht. Vielmehr sind Wirtschafts-
güter dann als notwendiges Betriebsvermögen an-
zusehen, wenn sie ihrem Wesen nach einem Be-
trieb objektiv zu dienen bestimmt sind und tatsäch-
lich betrieblich genutzt werden. Das BFG sah diesen 
Tatbestand bei den gegenständlichen Wertpapieren 
als erfüllt an. 

 
 

Steuerliche Behandlung von Crowdfunding 
 
Crowdfunding kann für Unternehmen eine mo-
derne Alternative zu traditionellen Arten der Fi-
nanzierung und Kapitalgewinnung darstellen. Im 
Rahmen eines Crowdfundings erfolgt die Zurver-
fügungstellung von Kapital nicht durch einzelne 
Kreditgeber, sondern durch eine Vielzahl von 
Investoren („Crowd“), die jeweils einen kleinen 
Beitrag leisten. 
Charakteristisch dabei ist die Abwicklung über eine 
Internetplattform sowie die breite Beteiligung der 
„Crowd“. Die konkrete steuerliche Behandlung des 
Vorgangs hängt dabei von der Art des Crowdfun-
dings ab. 

Crowdinvesting und Crowdlending 
Unter Crowdinvesting oder auch Equity-based 
Crowdfunding versteht man die Zurverfügungstel-
lung von langfristigem Kapital durch Investoren, 
welche im Gegenzug am Unternehmenserfolg 
beteiligt werden. Die vertragliche Gestaltung erfolgt 
dabei zumeist als Genussrecht oder als echte stille 
Beteiligung. Beim Crowdlending werden Nachrang-
darlehen begeben und als Gegenleistung Zinsen 
bezahlt. Letztere Variante ist auch unter dem Begriff 
des Peer-to-Peer Crowdfunding bekannt und findet 
in der Praxis unter anderem im Zusammenhang mit 
Immobilien Anwendung. 

Aus Sicht des Kapitalnehmers ist die Vergütung an 
die Investoren i.d.R. nur dann steuerlich abzugsfä-
hig, wenn es sich beim investierten Kapital um 
Fremdkapital (z.B. Nominalgenussrecht, echte stille 
Beteiligung, Nachrangdarlehen) handelt. Liegt Ei-
genkapital (z.B. Substanzgenussrecht) vor, stellt 
dies eine nicht abzugsfähige Vergütung an die 
Investoren dar. Beim Investor hängt die konkrete 
Einordnung der erhaltenen Gegenleistung wiederum 
von der Art der Gegenleistung, der Gesellschafts-

form des Kapitalnehmers und davon, ob die Investi-
tion aus dem Privatvermögen oder Betriebsvermö-
gen getätigt wird, ab. 

Crowdsponsoring 
Beim Crowdsponsoring oder auch Rewards-based 
Crowdfunding erhalten die Investoren/Sponsoren 
nicht-monetäre Gegenleistungen, wie beispiels-
weise Werbeleistungen oder verschiedene Produk-
te. Aus ertragsteuerlicher Perspektive stellt sich 
hierbei die Frage, ob Sponsoringzahlungen oder 
eine (beidseitig ertragsteuerneutrale) Vorfinanzie-
rung von Produkten vorliegt. Sponsoringzahlungen 
sind auf Kapitalnehmerebene als steuerpflichtige 
Betriebseinnahmen zu bewerten und beim 
Sponsor nur dann abzugsfähig, wenn eine betriebli-
che Veranlassung besteht und die Zahlung sowohl 
eine breite Werbewirkung verursacht als auch in 
einem angemessenen Verhältnis zur Gegenleistung 
steht. 

Crowddonating 
Hier steht die Förderung von Projekten, beispiels-
weise aus der Kreativ-, Kultur- oder Kunstszene, im 
Vordergrund. Auf Seiten der Investoren wird gänz-
lich auf eine Gegenleistung verzichtet. Insofern 
kann eine steuerliche Absetzbarkeit dieser „Spende“ 
beim Leistenden nur dann bestehen, wenn es sich 
beim Empfänger der Zahlung um einen begünstig-
ten Spendenempfänger handelt. Aus Sicht des 
Spendenempfängers liegt, sofern der betriebliche 
Bereich betroffen ist, eine Betriebseinnahme vor. 
Außerhalb des Betriebszweckes ist die Zahlung als 
Schenkung zu qualifizieren. Zu beachten ist im Zu-
sammenhang mit einer etwaigen Schenkung die 
Anzeigepflicht gegenüber dem Finanzamt ab 
einer kumulierten Höhe von € 15.000 innerhalb von 
fünf Jahren. 
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Umsatzsteuerbefreiung für Photovoltaikanlagen ab 2024 
 
Insbesondere für Privatpersonen wird der Er-
werb von Photovoltaikmodulen 2024 günstiger 
werden, womit der Ausbau erneuerbarer Ener-
gien weiter gefördert wird. 
Derzeit liegt der Umsatzsteuersatz für die Lieferung 
von Photovoltaikanlagen bei 20%. Unternehmer im 
Sinne des Umsatzsteuergesetzes können im Regel-
fall die verrechnete Umsatzsteuer als Vorsteuer 
geltend machen, nicht umsatzsteuerpflichtige Kör-
perschaften sowie nicht unternehmerisch tätige 
Privatpersonen müssen die Umsatzsteuer jedoch 
zur Gänze tragen. 2024 wird der Umsatzsteuer-
satz für die Lieferung von Photovoltaikmodulen 
unter gewissen Voraussetzungen von 20% auf 
0% herabgesetzt. Die Regelung gilt für Lieferun-
gen, innergemeinschaftliche Erwerbe, Einfuhren 
sowie Installationen von Photovoltaikmodulen ab 
1.1.2024 und vor 1.1.2026.  

Voraussetzungen 
Der 0%ige Umsatzsteuersatz ist nur anzuwenden, 
wenn die Engpassleistung der Photovoltaikanlage 
nicht mehr als 35 Kilowatt beträgt oder betragen 
wird. Des Weiteren muss die Anlage auf oder in der 
Nähe von folgenden Gebäuden betrieben werden: 

 Gebäude, die Wohnzwecken dienen 

 Gebäude, die von Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts genutzt werden oder 

 Gebäude, die von Körperschaften, Perso-
nenvereinigungen und Vermögensmassen 
mit gemeinnützigen, mildtätigen oder kirch-
lichen Zwecken genutzt werden. 

Montage und Installation von Photovoltaikmodu-
len 
Eine Photovoltaikanlage gilt als in der Nähe der 
oben genannten Gebäude gelegen, wenn sich diese 

beispielsweise auf dem gleichen Grundstück, auf 
Garagen, Schuppen oder einem Zaun befindet. 
Auch ist von der Nähe der Anlage auszugehen, 
wenn zwischen Grundstück und der Anlage ein 
räumlicher Nutzungszusammenhang besteht (z.B. 
einheitlicher Gebäudekomplex). 

Unselbständige Nebenleistungen, welche für den 
Empfänger der Leistung notwendig sind um die 
Anlage zu betreiben, sind im gleichen Ausmaß wie 
die Lieferung von der Steuerbefreiung erfasst. Die 
Montage bzw. Installation von Photovoltaikmo-
dulen stellt beispielsweise eine solche Nebenleis-
tung dar. Installationsarbeiten müssen direkt gegen-
über dem Anlagenbetreiber erbracht werden, um 
dem 0%igen Steuersatz zu unterliegen. Arbeiten, 
die auch anderen Stromverbrauchern, Stromerzeu-
gern oder sonstigen Zwecken zugutekommen, wer-
den hingegen nicht der Begünstigung unterliegen. 

Keine zusätzliche Flächenversiegelung 
Die Steuerbefreiung umfasst nur Lieferungen direkt 
an den Betreiber zu Zwecken des Betriebes. Liefe-
rungen und Leistungen von Zwischenhändlern un-
terliegen hingegen unverändert dem Normalsteuer-
satz. Als Betreiber einer Photovoltaikanlage gelten 
jene Personen, die gemäß wirtschaftlicher Betrach-
tungsweise die Anlage betreiben. Das bloße Eigen-
tum an einer Photovoltaikanlage ist nicht aus-
schlaggebend und hat somit allenfalls Indizwirkung. 

Damit die vorübergehende Umsatzsteuerbefreiung 
von kleinen Photovoltaikanlagen auf Privathäusern 
bzw. öffentlichen Gebäuden nicht zu einer zusätzli-
chen Flächenversiegelung führt, werden nur solche 
Anlagen steuerbegünstigt sein, die auf einem Haus-
dach oder einem nahestehenden Gebäude wie ei-
ner bestehenden Garage oder einem Schuppen - 
nicht jedoch auf einer freien Fläche - installiert wer-
den. 

 
 

VfGH zur COVID-19-Finanzierungsagentur (COFAG) 
 
Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) hat mit sei-
nem Erkenntnis vom 5.10.2023 mehrere Teile der 
Rechtsgrundlagen der COFAG (COVID-19 Finan-
zierungsagentur des Bundes) als verfassungs- 
bzw. gesetzeswidrig aufgehoben. Daraus erge-
ben sich Folgen für noch ausstehende Förde-
rungen. 
Die COVID-19-Finanzierungsagentur (COFAG) 
wurde in der Coronakrise in der Rechtsform einer 
GmbH eingerichtet. Über die COFAG wurden För-

derungen aus dem Corona-Hilfsfonds (z.B. Fixkos-
tenzuschuss, Ausfallsbonus oder Verlustersatz) 
ausbezahlt. Dadurch, dass die COFAG in der 
Rechtsform einer GmbH eingerichtet wurde, besteht 
ein Nachteil für betroffene Unternehmen, wenn die-
se in einen Rechtsstreit mit der COFAG geraten, da 
die Regeln der ordentlichen zivilrechtlichen Ge-
richtsbarkeit gelten. Die unterlegene Partei trägt die 
gesamten Verfahrenskosten, was im Verwaltungs-
verfahren nicht der Fall ist. 
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Aufgehobene Bestimmungen 
Im Rahmen der nunmehrigen Gesetzesprüfung hat 
der VfGH entschieden, dass die Art und Weise der 
Übertragung von Verwaltungsaufgaben auf eine 
GmbH (Ausgliederung) unsachlich gewesen ist. 
Auch wenn der Gesetzgeber Aufgaben der hoheitli-
chen Privatwirtschaftsverwaltung auf den privaten 
Rechtsträger COFAG übertragen habe, stelle die 
Tätigkeit der COFAG staatliche Verwaltung dar. 
Eine solche Aufgabenübertragung müsse dem ver-
fassungsrechtlichen Effizienz- und Sachlichkeitsge-
bot entsprechen. Die Ausgliederung verstoße je-
doch gegen das Sachlichkeitsgebot, da die COFAG 
nicht über die notwendige Sachausstattung verfüge. 

Insbesondere verfüge die COFAG nicht über die 
technische Ausstattung, um ihre Aufgaben in einer 
Art und Weise besorgen zu können, die der Wahr-
nehmung dieser Aufgaben durch staatliche Organe 
gleichwertig sei. Zudem habe die COFAG im Er-
gebnis keine wesentlichen, selbständig zu erledi-
genden Aufgaben; die Kontrolle der Anspruchsvo-
raussetzungen wäre und sei nach dem COVID-19-
Förderungsprüfungsgesetz im Wesentlichen an die 
Finanzämter übertragen worden. 

Des Weiteren hat der VfGH die Bestimmung aufge-
hoben, die besagt, dass auf die Gewährung von 
COVID-19-Ausgleichsleistungen kein Rechtsan-
spruch besteht. Dies sei sachlich nicht gerechtfer-
tigt, da Finanzhilfen als Entschädigung für Nachteile 
anzusehen seien, welche Unternehmen durch epi-
demierechtliche Maßnahmen (z.B. Ausgangsbe-
schränkungen und Betretungsverbote) erlitten hät-
ten. 

Auswirkungen auf die Auszahlungen der Förde-
rungen 
Die Aufhebung der verfassungswidrigen Bestim-
mungen tritt erst mit Ablauf des 31.10.2024 in 
Kraft. Diese Fristsetzung erachtet der VfGH als 
notwendig, weil der Bundesgesetzgeber infolge der 
Aufhebung sowohl für die weitere Tätigkeit der 
COFAG als auch für die voraussichtlich notwendige 
Abwicklung dieser Gesellschaft detaillierte Regelun-
gen erlassen muss. 

Die COFAG darf daher bestehende Anträge wei-
terhin bis Oktober 2024 ausbezahlen. Das Fi-
nanzministerium hat für das nächste Jahr COFAG-
Zuschüsse in der Höhe von € 450 Millionen budge-
tiert. Offene Fälle sollen laut Finanzministerium wei-
terhin erledigt werden. 

 
 

Werbungskosten eines Politikers 
 
Das Bundesfinanzgericht (BFG) hatte über eine 
Beschwerde gegen den Einkommensteuerbe-
scheid betreffend Werbungskosten eines Politi-
kers zu entscheiden. 
Der Beschwerdeführer, ein österreichischer Bür-
germeister und Nationalratsabgeordneter, machte 
im Streitjahr Werbungskosten geltend. Unter den 
geltend gemachten Aufwendungen befanden sich 
freiwillige Spenden, Kosten für Eintrittskarten 
für Veranstaltungen, Bewirtungsspesen und 
Reisekosten. Das Finanzamt erkannte im Einkom-
mensteuerbescheid einen Großteil der Aufwendun-
gen nicht als Werbungskosten an. Dagegen erhob 
der Bürgermeister Beschwerde. 

Grundsätzlich sind Werbungskosten eines Arbeit-
nehmers Aufwendungen oder Ausgaben, die beruf-
lich veranlasst sind. Eine berufliche Veranlassung 
ist gegeben, wenn die Aufwendungen oder Ausga-
ben objektiv im Zusammenhang mit einer nicht-
selbstständigen Tätigkeit stehen und subjektiv zur 
Erwerbung, Sicherung oder Erhaltung der Einnah-
men geleistet werden oder den Steuerpflichtigen 
unfreiwillig treffen und nicht unter ein steuerliches 
Abzugsverbot fallen. 

Spenden an Vereine und Eintrittsgelder für Ver-
anstaltungen 
Nicht abzugsfähig sind Aufwendungen, die ein poli-
tischer Funktionär freiwillig für soziale, gemeinnützi-
ge, mildtätige, kirchliche oder ähnliche Zwecke leis-
tet. Der Bürgermeister setzte Spenden an Vereine 
und Eintrittsgelder für Veranstaltungen als Wer-
bungskosten der politischen Tätigkeit ab. Da keine 
ausreichende Dokumentation geführt wurde und er 
somit den beruflichen Zusammenhang nicht nach-
weisen konnte, sahen das Finanzamt und das BFG 
den Tatbestand der nicht abzugsfähigen Spenden 
als erfüllt an. 

Weiters machte er Kosten für Eintrittskarten für kul-
turelle, gesellige, gesellschaftliche oder vergleichba-
re Veranstaltungen geltend. Eine Abzugsfähigkeit 
kommt nur in Frage, wenn Besuche von derartigen 
Veranstaltungen in einer dermaßen ungewöhnli-
chen Häufung stattfinden, wie sie Privatperso-
nen ohne berufliches Interesse nicht zugetraut 
werden können. Für das BFG stand hier der Zweck 
der Veranstaltung und nicht das politische Ziel des 
Bürgermeisters im Vordergrund. Daher sind auch 
diese Kosten nicht abzugsfähig. Die Abgeltung 
von Hilfeleistungen im Wahlkampf durch Bewirtung 
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erkannte das BFG allerdings an. Hier konnte nach-
gewiesen werden, dass die Bewirtung der helfenden 
Personen Teil der Abgeltung war. Als nicht abzugs-
fähige Werbungskosten wiederum wertete das Ge-
richt Fahrten zu kulturellen, geselligen, gesellschaft-
lichen, kulinarischen, unterhaltenden, kirchlichen 
und sportlichen Anlässen. 

Bewirtungsspesen 
Einen erheblichen Teil der Aufwendungen bildeten 
die Bewirtungsspesen. Auch hier ist Voraussetzung 
für die steuerliche Berücksichtigung der Kosten eine 

überwiegende berufliche Veranlassung. Dem Ge-
richt fehlten die berufliche Veranlassung und der 
konkrete Werbezweck. Die Beweise des Bürger-
meisters in Form von handschriftlichen Eigenbele-
gen anstelle von Zahlungsbelegen erachtete das 
BFG als nicht ausreichend.  

Hinweis: Fallen im Rahmen einer unselbstständi-
gen Tätigkeit Werbungskosten an, kann eine detail-
lierte und vollständige Aufzeichnung ausschlag-
gebend für die Abzugsfähigkeit sein. Wir empfehlen 
daher eine genaue Prüfung und umfassende Bera-
tung. 

 
 

Fragestellungen bei Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften 
 
Am 3.11.2023 hat das Finanzministerium eine 
Anfrage zu steuerlichen Fragestellungen bei 
Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften und deren 
Mitgliedern beantwortet. Die wichtigsten Punkte 
bezüglich Einkommensteuer, Umsatzsteuer und 
der Elektrizitätsabgabe haben wir für Sie zu-
sammengefasst. 
Bei Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften (EEG) 
handelt es sich um Rechtspersönlichkeiten, bei 
welchen die Mitglieder (oder Gesellschafter) ge-
meinsam und ohne Gewinnerzielungsabsicht Ener-
gie aus erneuerbaren Quellen (meist Photovoltaik-
anlagen) speichern und/oder Energie aus Eigener-
zeugung verkaufen. Teilnehmer einer EEG können 
entweder Volleinspeiser (die gesamte erzeugte 
Energie wird an die Energiegemeinschaft geliefert) 
oder Überschusseinspeiser (lediglich jener Anteil 
der Stromproduktion, welcher nicht selbst ver-
braucht wird, wird der EEG zur Verteilung zur Ver-
fügung gestellt) sein. 

Einkommensteuer 
Liefert ein Überschuss- oder Volleinspeiser Energie 
an eine EEG kommt es aus wirtschaftlicher Betrach-
tungsweise zu einer Lieferung durch den Eigentü-
mer der Energieerzeugungsanlage an die EEG. 
Liefert eine natürliche Person an die EEG, sind Ein-
künfte aus der Lieferung jedoch unter folgenden 
Bedingungen von der Einkommensteuer befreit: 

 Einspeisung von bis zu 12 500 kWh elektri-
scher Energie aus Photovoltaikanlagen 

 Engpassleistung der jeweiligen Anlage von 
maximal 35 kWp 

 Anschlussleistung von maximal 25 kWp 

Umsatzsteuer 
Steuerschuldner der Umsatzsteuer für die von Pri-
vatpersonen gelieferter Energie ist die EEG, nicht 
das jeweilige Mitglied (bzw. der jeweilige Gesell-
schafter). Aus wirtschaftlicher Betrachtungsweise 
kommt es zu einer Lieferung von Elektrizität an die 
EEG. Die EEG ist als Wiederverkäufer anzusehen 
und schuldet daher gemäß Reverse Charge Verfah-
ren die Umsatzsteuer. 

Elektrizitätsabgabe 
Selbst erzeugte elektrische Energie ist von der 
Elektrizitätsabgabe befreit, soweit sie nicht in das 
Netz eingespeist, sondern von diesen Elektrizitäts-
erzeugern, ihren teilnehmenden Berechtigten, Mit-
gliedern oder Gesellschaftern selbst verbraucht 
wird. Dies gilt für die jährlich bilanziell nachweisbar 
selbst verbrauchte elektrische Energie. Eine Weiter-
leitung über das öffentliche Netz ist nicht begünsti-
gungsschädlich. Auch eine Lieferung in das allge-
meine öffentliche Netz bzw. an ein Energieversor-
gungsunternehmen (EVU) ist nicht steuerbar. Erst 
eine folgende Lieferung durch ein EVU an einen 
Verbraucher unterliegt der Elektrizitätsabgabe. 

Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften müssen ge-
setzliche Aufzeichnungspflichten erfüllen. Soweit 
es sich bei dem jeweiligen Mitglied (oder Gesell-
schafter) um einen Volleinspeiser handelt, ergeben 
sich keine weiteren Aufzeichnungspflichten. Im Falle 
von Überschusseinspeisern bestehen solche Pflich-
ten, es sei denn, die Aufzeichnungen der EEG er-
strecken sich auch auf jene Mengen an elektrischer 
Energie, die vom Überschusseinspeiser selbst ver-
braucht oder an EVU geliefert und nicht der EEG 
zur Verfügung gestellt werden. 
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